
 
Berichtsantrag  
der Abg. Schmitt, Decker, Kahl, Weiß, Rudolph  
und Hofmann (SPD) 
betreffend Justiz-Zentrum am Brüder-Grimm-Platz, Kassel 
 
 
 
Das Land Hessen plant den Bau des Justizzentrums Kassel, in dem der Ver-
waltungsgerichtshof, das Verwaltungsgericht Kassel und das Sozialgericht 
Kassel untergebracht werden sollen. 
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Haushaltsausschuss zu folgendem 
Gegenstand zu berichten: 
 
1. Welche Behörde ist mit dem Verfahren beauftragt? 
 
2. Wie ist der Stand des Verfahrens? 
 
3. Welche Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind im Hinblick auf die 

Errichtung des Justizzentrums Kassel vorgenommen worden? 
 
4. Zu welchen Ergebnissen haben diese Wirtschaftlichkeitsberechnungen 

geführt? 
 
5. Sofern nicht bereits vorliegend, erbitten wir eine Darstellung der 

Ergebnisse, getrennt für folgende Erstellungsarten: 
 a) konventionelle Bauweise mit Ausschreibung für Einzelgewerke, 
 b) Erstellung mit Public Private Partnership, 
 c) Erstellung mit einem Generalunternehmer. 
 
6. Welche unterschiedlichen Qualitäten haben diese unterschiedlichen 

Ergebnisse zur Folge? 
 
7. Wann steht die Entscheidung für die Erstellungsart an (bitte Datum)? 
 
8. Nach welchen Kriterien wird entschieden und wer ist der Entschei-

der? 
 
Wiesbaden, 16. Dezember 2009 

Schmitt 
Decker 

Kahl 
Weiß 

Rudolph 
Hofmann 
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 22. 12. 2009 
Dem 

Haushaltsausschuss 
überwiesen 

18. Wahlperiode 
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